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ZEITGESPRÄCH

Investitionsstau
ln ihrem jüngst veröffentlichten Geschäftsbericht weist die BundesbanIt erneut darauf hin, daß durch ad­
ministrative Hemmnisse, Einsprüche und Protestal<tionen gegen umfangreiche Investitionsmaßnahmen 
der notwendige Strukturwandel der Wirtschaft behindert wird. Auch die Bundesregierung ist sich der Pro- 
blematii< bewußt. Sie fordert in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1981, daß „alle politischen Instanzen 
sich . . .  darum bemühen (sollen), noch bestehende l-lemmnisse für Innovation und Investitionen soweit 
wie möglich abzubauen“ . Mit der praktischen Umsetzung scheint es allerdings im argen zu liegen. Denn 
seit dem Frühjahr 1978, als der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) den Investitionsstau auf über 
54 Mrd. DM schätzte (rd. 30 Mrd. DM allein im Kraftwerkbau und 19 Mrd. DM in der Bauwirtschaft) und eine 
interministerielle Arbeitsgruppe der Bundesregierung den Stau immerhin noch auf 24 Mrd. DM veran­
schlagte, ist nicht zu sehen, daß der Abbau von Hemmnissen konkret angegangen wurde. Den heutigen Zu­
stand schildern exemplarisch Dr. Hans-Jürgen Zechlin für den deutschen Maschinen- und Anlagebau und 
Prof. Rudolf Scheid für die Elektroindustrie.

Hans-Jürgen Zechlin

Investitionspotentiale müssen freigelegt werden

Die Vokabeln „Investitions­
hemmnisse“ und „Investi­

tionsstaus“ sind einprägsam und 
plakativ, zugleich aber auch viel­
deutig und schwammig. Mißver­
ständnisse in der Argumentation 
lassen sich vermeiden, wenn der 
Sachverhalt untergliedert und klar 
Umrissen wird. Für den deutschen 
Maschinen- und Anlagenbau hat 
sich folgende Unterscheidung als 
zweckmäßig und praktikabel erwie­
sen:

□  Direkt gehemmte Investitionen: 
Dies sind konkrete Projekte, die als 
Investitionen in Unternehmen des 
Maschinen- und Anlagenbaus rea­
lisiert werden sollten, deren Durch­
führung jedoch infolge vorher nicht 
bekannter administrativer, gesetzli­
cher und gesellschaftspolitischer 
Hemmnisse verzögert oder blok- 
kiert wird.
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□  Indirekt gehemmte Investitio­
nen: Dies sind konkrete Projekte, 
die jedoch nicht in Unternehmen 
des Maschinen- und Anlagenbaus 
selbst, sondern bei deren Abneh­
mern, also den Käufern von Ma­
schinen und Anlagen, realisiert 
werden sollten und deren Durch­
führung infolge vorher nicht be­
kannter Schwierigkeiten der oben 
genannten Art behindert oder ver­
zögert wurde.

□  Unausgenutzte Investitionspo­
tentiale: Dies sind keine konkreten 
Investitionsprojekte, sondern Vor­
haben, die aus den erwähnten 
Gründen erst gar nicht ins Stadium 
der Planung geraten und insofern 
nicht konkret benannt werden kön­
nen.

Es hat Versuche gegeben, das 
durch administrative Hemmnisse 
blockierte oder verzögerte Investi­

tionsvolumen der deutschen W irt­
schaft statistisch zu erfassen. Da­
hinter stand der Wunsch, auf der 
Grundlage ,,zuverlässiger und ex­
akter Zahlen“ die Bedeutung des 
Problems besser in den Griff zu be­
kommen. Die Beteiligung an derar­
tigen Umfragen ist allerdings unbe­
friedigend geblieben. Der Verband 
Deutscher Maschinen- und Anla­
genbau (VDMA) hat mit zwei eige­
nen Umfragen ähnliche Erfahrun­
gen gemacht. Die erzielte Reso­
nanz war nicht breit genug, um den 
Anforderungen zu genügen, die an 
eine repräsentative statistische 
Umfrage gestellt werden müssen.

Diese Zurückhaltung der Unter­
nehmen mag angesichts der in der 
Öffentlichkeit geführten breiten und 
auch engagierten Diskussion über­
raschen; dennoch ist sie verständ­
lich und kommt nicht unenwartet.
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Viele Unternehmen scheuen sich 
nämlich aus gutem Grund, konkret 
jene Investitionsprojekte zu benen­
nen, deren Realisierung durch ad­
ministrative Schwierigkeiten behin­
dert wird. Denn man hofft, daß sich 
die in den Weg gestellten Schwie­
rigkeiten schließlich überwinden 
lassen. In einer solchen Situation 
könnte es töricht sein, die Behinde­
rungen aufzulisten, denn das könn­
te von denjenigen, die das Projekt 
zu genehmigen haben, als ,,An­
schwärzen“ ausgelegt werden. Es 
sind Fälle bekannt geworden, bei 
denen die Beschwerde über oder 
die Benennung von administrativ 
genannten Verzögerungen im Lau­
fe der weiteren Projektverfolgung 
statt einer schnelleren Bearbeitung 
des Genehmigungsverfahrens zu­
sätzliche Schwierigkeiten zur Folge 
hatte.

Umfrageergebnisse können da­
her nicht dahingehend interpretiert 
werden, daß es in der gesamten 
Wirtschaft oder auch im Maschi­
nen- und Anlagenbau nur wenig In­
vestitionshemmnisse gebe. Wir 
kennen vielmehr zahlreiche Einzel­
fälle, bei denen aufgrund überzoge­
ner Prüfungsvorschriften, techni­
scher Sicherheitsbestimmungen, 
verlangsamter Bearbeitung und 
sonstiger externer Schwierigkeiten 
Investitionsprojekte, die von Firmen 
des Maschinen- und Anlagenbaus 
realisiert werden sollten, letztlich 
aufgegeben wurden oder die ge­
nannten Schwierigkeiten sogar zu 
Produktionsverlagerungen in das 
Ausland geführt haben. Allerdings 
handelt es sich hierbei um einzelne, 
mehr oder minder zufällig gewon­
nene und zum Teil vertrauliche In­
formationen, die sich nicht zu einer 
repräsentativen statistischen Erhe­
bung zusammenfassen lassen.

Für den Maschinen- und Anla­
genbau muß man allerdings auf ei­
ne Besonderheit hinweisen. Seine 
Produktions- und Fertigungsweise

verursacht im Gegensatz zu ande­
ren Industriezweigen -  insbeson­
dere der elektrotechnischen und 
chemischen Industrie -  vergleichs­
weise weniger Umweltbelastungen 
und langfristige Folgewirkungen. 
Hinzu kommt, daß Maschinenbau­
unternehmen mit ihrer ausgepräg­
ten mittelständischen Betriebsgrö­
ßenstruktur -  90 % der Branche 
beschäftigen weniger als 500 Mitar­
beiter -  weniger im Brennpunkt po­
litischer Auseinandersetzungen 
stehen. Soweit Investitionshemm­
nisse durch gesellschaftspolitische 
Grundströmungen ausgelöst sind, 
die in den Medien emotional hoch­
gespielt werden, ist der Maschinen- 
und Anlagenbau von ihnen daher 
vergleichsweise weniger betroffen, 
wenn auch nicht verschont.

Indirekt gehemmte 
Investitionen

Stärker betroffen ist der Maschi­
nen- und Anlagenbau von Investi­
tionshemmnissen, die bei seinen 
Abnehmern auftreten. Dies ergibt 
sich aus der Funktion der Branche, 
die als Lieferant typischer Investi­
tionsgüter nicht nur mit allen ande­
ren Industriezweigen liefermäßig 
verbunden ist, sondern darüber hin­
aus auch mit der Energiewirtschaft, 
dem Handwerk, der Landwirtschaft, 
der Verkehrswirtschaft, aber auch
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den Banken, Versicherungen und 
der öffentlichen Hand. Als Lieferant 
von Investitionsgütern stoßen die 
Unternehmen des Maschinen- und 
Anlagenbaus daher überall dort auf 
Absatzschwierigkeiten, wo der in­
vestitionswilligen Wirtschaft auf­
grund administrativer Vorschriften, 
Gesetze oder Verordnungen die 
Realisierung von Investitionen er­
schwert oder gar unmöglich ge­
macht wird. Dies führt beim Maschi­
nenbau zur Stornierung oder Ver­
zögerung von Aufträgen und trifft 
ihn damit an einer empfindlichen 
Stelle.

Befragungen nach derartigen in­
direkten Investitionshemmnissen 
stoßen verständlicherweise auf 
noch mehr Zurückhaltung. Aus dem 
besonderen Vertrauensverhältnis, 
das gegenüber dem Kunden be­
steht, verbietet sich in den meisten 
Fällen von vornherein eine konkrete 
Benennung von Investitionshemm­
nissen bei den Abnehmern, insbe­
sondere dann, wenn derartige Aus­
künfte schriftlich verlangt werden.

Es kann jedoch kein Zweifel dar­
an bestehen, daß die indirekten In­
vestitionshemmnisse, wie viele 
mündliche Gespräche zeigen, für 
den deutschen Maschinen- und An­
lagenbau ein erhebliches und zu­
nehmendes Problem darstellen. 
Auch gibt es Schätzungen über das 
Ausmaß einzelner unterlassener 
Investitionen. So geht man davon 
aus, daß durch die Pattsituation im 
Kraftwerksbau 40 000 Arbeitsplät­
ze im deutschen Maschinen- und 
Anlagenbau unmittelbar betroffen 
sind. Die Auswirkungen zeigen sich 
im Anlagenbau, bei Kraftmaschi­
nen, aber auch im deutschen Appa­
ratebau und bei den Herstellern von 
Armaturen und Pumpen.

Ein weiteres Beispiel für die Aus­
wirkungen indirekter Investitions­
hemmnisse auf den Maschinen- 
und Anlagenbau ist das Milliarden­
investitionspotential, das bei den
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Firmen der deutschen Informa­
tions- und Datentechnik durch ver­
zögerte politische Entscheidungen 
über die Anwendung moderner In­
formations- und Kommunikations­
technik verlorengeht. Hier kann die 
internationale Konkurrenz bereits 
praktisches Know-how sammeln, 
während der deutschen Informa­
tions- und Datentechnik aufgrund 
der in unserem Lande politisch be­
dingten Investitionsverzögerungen 
möglichenweise Wettbewerbsnach­
teile gegenüber der ausländischen 
Konkurrenz entstehen.

Unausgenutzte
Investitionspotentiale

An dieser Nahtstelle zeigt sich 
das weitergreifende, durch Umfra­
gen und Statistiken überhaupt nicht 
zu erfassende Problem unausge- 
nützter Investitionspotentiale. In 
diesen Fällen geht es nicht darum.

daß konkrete, auf dem Reißbrett 
bereits entworfene, Investitionspro­
jekte verhindert oder verzögert wer­
den, sondern um Vorhaben, die erst 
gar nicht konkret geplant werden -  
möglicherweise nicht einmal mehr 
vorgedacht werden einfach des­
halb, weil sie sich bei den bestehen­
den gesetzlichen Vorschriften und 
administrativen Eingriffen nicht ver­
wirklichen lassen oder auch im Wi­
derspruch zu gesellschaftspoliti­
schen Grundströmungen stehen 
und deshalb Demonstrationen oder 
politische Aktionen auslösen könn­
ten.

Die zahlreichen Gesetze und 
Vorschriften, die den Investitions­
mut eines Unternehmers hemmen 
können, sind Legion. Sie reichen 
über das Umweltschutzrecht, die 
Landesplanungsrechte, Baurech­
te, kommunalen Abgabenrechte,

Denkmalschutzrechte, das Steuer­
recht, Arbeits- und Sozialrecht, Ge­
werberecht, Vergabewesen, Ge­
richtsverfahrensrecht, Mietrecht, 
Straßenverkehrsrecht bis hin 
zu Landesvermessungsbestim­
mungen. Und auch dies ist kein voll­
ständiger Katalog, sondern eine 
beispielhafte Aufzählung.

Für die Unternehmen des deut­
schen Maschinen- und Anlagen­
baus ergibt sich aus all diesen Vor­
schriften ein spezifisches Problem; 
Sie sind in aller Regel als kleine und 
mittlere Unternehmen dem büro­
kratischen Aufwand schlechter ge­
wachsen.

Einerseits macht die mittelständi­
sche Struktur die Flexibilität der 
Branche aus. Andererseits bedeu­
tet dies in der Auseinandersetzung 
mit Gesetzen und Vorschriften ein 
besonderes Handikap. Denn man
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verfügt zumeist nicht über Stabsab­
teilungen, die sich auf lange Aus­
einandersetzungen mit der Büro­
kratie einlassen können. Viele klei­
nere und mittlere Unternehmen 
scheuen daher von vornherein 
komplizierte, mit bürokratischem 
Aufwand einhergehende Investi­
tionsvorhaben.

Probleme sozialer Akzeptanz

Neben Bürokratie, Gesetzesflut 
und politischen Widerständen gibt 
es Probleme sozialer und wirt­
schaftlicher Akzeptanz. Zu nennen 
ist die Abwehrhaltung gegen den 
fortschreitenden Automatisierungs­
prozeß in der industriellen Ferti­
gung. Die Messen der letzten Zeit, 
insbesondere in Hannover, haben 
gezeigt, daß der deutsche Maschi­
nen- und Anlagenbau technische 
Spitzenprodukte der Automatisie- 
rungs- und Handhabungstechnik

anbietet. Diese auch als Roboter 
bezeichneten Produkte lassen sich 
im eigenen Land häufig deshalb nur 
schwer verkaufen, well ihrem Ein­
satz gravierende Akzeptanzproble­
me entgegenstehen. So verlangt 
der Einsatz moderner Automatisie­
rungsgeräte die Bereitschaft des 
Fachpersonals, Kontroll-, Überwa- 
chungs- und Reparaturarbeiten 
nicht nur an einem Gerät, sondern 
an verschiedenen Geräten wahrzu­
nehmen: also den ständigen Wech­
sel des Arbeitsplatzes. Die Bereit­
schaft zum Arbeitsplatzwechsel ist 
jedoch bei uns im Vergleich zu an­
deren Industrieländern, insbeson­
dere Japan, recht gering. Ein ande­
res Beispiel: da es kaum noch mög­
lich ist, einen Drei-Schichten-Be- 
trieb zu fahren -  die Arbeitskräfte 
sind dazu nicht bereit - ,  liegt die 
Rentabilitätsschwelle für den Ein­
satz moderner Industrieroboter in

Deutschland höher als in Japan, 
denn die Fixkostendegression wird 
bei einem Ein- oder Zwei-Schich- 
ten-Betrieb später erreicht.

Weitere Engpaßfaktoren für das 
Investieren ergeben sich aus der 
unzureichenden Verfügbarkeit von 
Wagniskapital und dem fehlenden, 
gut ausgebildeten technischen 
Nachwuchs. Auch sie wirken dahin­
gehend, daß durchaus vorhandene 
Investitionsmöglichkeiten zu nicht 
ausgenutzten investitionspoten­
tialen werden.

Alle investitionshemmenden Vor­
schriften zu durchforsten und dar­
über hinaus eine langfristig orien­
tierte Wirtschafts- und Gesell­
schaftspolitik zu betreiben, die 
brachliegende Investitionspotentia­
le freilegt, ist aus der Sicht des Ma­
schinen- und Anlagenbaus eine 
vordringliche Aufgabe der Politik.

Rudolf Scheid

Ursachen und Auswirkungen der Investitionshemmnisse

Seit Mitte der 70er Jahre wirken 
sich in der deutschen Volks­

wirtschaft Investitionshemmnisse 
aus. Sie haben dazu geführt, daß es 
ab 1975 zu einer Investitions­
schwäche kam, die bis in das zu­
rückliegende Jahr hinein anhielt. 
Dabei haben sich administrative 
Schwierigkeiten in der Planung und 
der Durchführung der Investitionen 
ebenso ausgewirkt wie konjunktu­
relle Einflüsse.

Die administrativen Hemmnisse 
sind sicherlich nicht das Ergebnis 
von Behördenwillkür, sondern 
größtenteils von Schwierigkeiten in 
der Umsetzung politischer Ent-
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Scheidungen, w erden aber auch  

durch m angelnde Entscheidungs­
fähigkeit verursacht.

Als Ergebnis der Investitions­
schwäche in der zweiten Hälfte der 
70er Jahre ist ein hoher Bestand an 
Arbeitslosen zurückgeblieben, der 
bei jeder rezessiven Konjunkturla­
ge größer wird. Gleichzeitig ent­
steht eine mit Arbeitsplatzargumen­
ten begründete Ablehnung der Ra­
tionalisierungstechnologie. Die W i­
derstände gegen die Rationalisie­
rungsinvestitionen nehmen um so 
mehr zu, je stärker die Erhaltung 
von Arbeitsplätzen zum kurzfristi­
gen wirtschaftspolitischen Ziel wird.

Diese Entwicklung ist um so 
nachteiliger, als angesichts der ho­
hen Reallöhne und der Wettbe­
werbsstärke ausländischer Konkur­
renten nicht nur die Wettbewerbsfä­
higkeit auf den Auslandsmärkten, 
sondern auch auf den inlandsmärk- 
ten bedroht wird. Dies äußert sich 
unter anderem darin, daß vor allem 
die Importnachfrage nach Investi­
tionsgütern selbst bei konjunkturell 
rückläufigen Tendenzen steigt.

Eine positive Einstellung zum 
technischen Fortschritt und zur Not­
wendigkeit der Rationalisierung -  
auch unter Inkaufnahme temporä­
rer Arbeitsplatzverluste -  würde
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dagegen der deutschen Volkswirt­
schaft erlauben, sich im Zuge der 
internationalen Arbeitsteilung auf 
die Spitzentechnologien zu kon­
zentrieren und über steigende Ex­
porte langfristig Arbeitsplätze zu si­
chern.

Eine Akzeptanzkrise auf diesem 
Gebiet würde sich in ihren nachteili­
gen Folgen zu den bereits seit Jah­
ren bestehenden Schwierigkeiten 
hinsichtlich des Kraftwerkbaus und 
des Ausbaus der kommunikations­
technischen Infrastruktur hinzuad­
dieren.

Defizite im Kraftwerl<bereich
Nach vorsichtigen Schätzungen 

kann davon ausgegangen werden, 
daß im Kraftwerkbereich Investi­
tionsdefizite von etwa 25 Mrd. DM 
bestehen. Dabei sind die multiplika­
tiven Einkommenseffekte der zu­
rückgestauten Investitionen noch 
nicht einmal berücksichtigt. Hin­
sichtlich der sektoralen und regio­
nalen Auswirkung der einkom­
mensschaffenden Wirkungen im 
Kraftwerkbau ist von Interesse, daß 
für den Bau eines Kernkraftwerkes 
über 700 mittelständische Unter­
nehmen als Subunternehmer tätig 
werden und daß ein besonders gro­
ßer Teil des Kraftwerkbaus in den 
Bereich der rezessiven Bauwirt­
schaft gehört.

Die Investitionshemmnisse im 
Kraftwerkbau richten sich nicht nur 
auf die Kernkraftwerke, sondern 
auch auf die Kohlekraftwerke. Da­
bei wirkt sich als Nebeneffekt aus, 
daß die neuen Kohlekraftwerke, mit 
denen alte ersetzt werden könnten, 
eine wesentlich geringere Umwelt­
belastung mit sich bringen als die 
stillzulegenden. Angesichts der 
drohenden Kapazitätsengpässe im 
Kraftwerkbau arbeiten daher tech­
nisch rückständige alte Anlagen mit 
nachteiligen Wirkungen weiter.

Die Auswirkungen unterlassener 
Investitionen in diesem Bereich be­
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schränken sich nicht auf die kon­
junkturellen Effekte, sondern führen 
auch dazu, daß die notwendige 
Substitution des Erdöls immer wei­
ter hinausgezögert wird. Zu den da­
bei entstandenen energiepoliti­
schen Problemen kommen damit 
auch noch immer größer werdende 
Belastungen der Leistungsbilanz 
hinzu.

An dieser Beurteilung ändert 
auch die Tatsache nichts, daß 
Energie verstärkt eingespart wird. 
Die Sparerfolge beschränken sich 
nicht nur auf die Einsparung von 
Rohöl, sondern auch auf elektri­
sche Energie. Hierbei wirkt sich die 
gedämpfte Wirtschaftstätigkeit der 
letzten zwölf Monate zusätzlich 
aus. Man muß aber davon ausge­
hen, daß diese Einsparerfolge sich 
nicht beliebig fortsetzen lassen.

Nachdem das wirtschaftlich ver­
tretbare Optimum an Einsparungen 
realisiert ist, wird es zu einem er­
neuten Anstieg der Nachfrage nach 
elektrischem Strom kommen. Die 
Zuwachsrate der Stromnachfrage 
wird voraussichtlich dann wieder 
deutlich über dem Wachstum des 
Sozialprodukts liegen, wenn die 
Substitution vorankommen soll. 
Dabei mag eine Zeitlang der ver­
stärkte Einsatz von heimischer 
Kohle, d. h. die Erhöhung der 
Stromproduktion in Kohlekraftwer­
ken, eine besondere Rolle spielen. 
Längerfristig ist jedoch kaum zu er­
warten, daß die Kohle gegenüber 
der Kernenergie Vorrang behalten 
kann. Bereits in den letzten Mona­
ten zeigte sich, daß die Weltkohle­
versorgung und die Infrastruktur für 
den Weltkohlehandel bei weitem 
nicht ausreichen, um die Nachfrage 
zu konkurrenzfähigen Preisen zu 
decken.

Demgegenüber erhält die Erzeu­
gung von elektrischem Strom aus 
Kernenergie im sogenannten 
Grundlastbereich zunehmende

Wettbewerbsvorteile, und zwar 
auch dann, wenn sämtliche externe 
Effekte bei der Stromerzeugung 
aus Kernenergie berücksichtigt 
werden. Die bei der Stromgewin­
nung aus Kernenergie entstehen­
den Versorgungsprobleme sind in 
engem Zusammenhang mit der 
Entsorgung zu sehen. In dem Ma­
ße, in dem es gelingt, die Entsor­
gung mit der Wiederaufarbeitung zu 
verbinden, kann unter Einsatz der 
Brütertechnologie die 60-fache 
Ausbeutung des Natururans er­
reicht werden.

Diese Überlegungen lassen sich 
nicht von den Sicherheitsenwägun- 
gen trennen, die sich mit dem The­
ma Kernenergie verbinden. Hierzu 
läßt sich feststellen, daß die deut­
sche Kernkraftsicherheitstechnik in 
der Welt eine Spitzenstellung ein­
nimmt und keine realistischen An­
forderungen an die Sicherheit des 
Betriebes von Kernkraftwerken, der 
Wiederaufarbeitung und der Ent­
sorgung zu scheuen braucht.

Fetilentsclieidungen im 
Kommunil<ationsbereich

Zum Ausbau der kommunika­
tionstechnischen Infrastruktur ist 
festzustellen, daß in der Bundesre­
publik Fehlentscheidungen und 
Entscheidungsunfähigkeit nachwir­
ken. Im medienpolitischen Streit 
und im Hinblick auf die Bundestags­
wahl 1980 wurde von der Bundes­
regierung ein Verbot der Breitband­
verkabelung ausgesprochen, das 
seit kurzem partiell zurückgenom­
men ist. Zur Zeit bemüht sich die 
Bundespost, die Breitbandverka­
belung für kommerzielle An­
wendungszwecke voranzutreiben. 
Demgegenüber ist die Verkabelung 
im Hinblick auf die Einführung des 
privaten Kabelfernsehens nach wie 
vor zurückgeblieben. Außer in eini­
gen regional eng begrenzten Ab­
schattungsgebieten ist das Kabel­
fernsehen noch in der Frühphase
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der Entwicklung, obwohl in anderen 
Ländern -  vor allem in den USA -  
bereits eine langjährige praktische 
Erprobung vorliegt.

Bei der Behinderung des Kabel­
fernsehens handelt es sich eben­
falls um eine überwiegend irrationa­
le oder parteipolitisch motivierte 
Haltung. Unabhängig davon, wie 
die Wirkungen des Kabelfernse­
hens eingeschätzt werden, ist da­
von auszugehen, daß es auf jeden 
Fall zum Kabelfernsehen kommen 
wird. Eine definitive Verhinderung 
dessen, was auch auf diesem Ge­
biet als technischer Fortschritt wirkt, 
kann ernsthaft nicht angestrebt

werden, ohne auf unzulässige W ei­
se in die Präferenzstruktur der Bür­
ger einzugreifen.

Unabhängig davon, ob der mün­
dige Bürger in diesem speziellen 
Bereich bevormundet wird, sind die 
wirtschaftlichen Aspekte des The­
mas zu beurteilen. Hier sind Investi­
tionssummen von nahezu 100 Mrd. 
DM in der Planung. Dabei muß al­
lerdings gesehen werden, daß es 
sich nicht um kurzfristig in dieser 
Höhe realisierbare Investitionen 
handelt. Vielmehr ist ein Zeithori­
zont von etwa 20 Jahren anzuneh­
men. Innerhalb dieses Zeitraums 
wäre es jedoch möglich, die Intensi­

tät des Ausbaus konjunkturell zu 
dosieren. Dabei ist wiederum auf 
die große regionale Verteilung der 
Einkommenseffekte und auf den 
großen Anteil der baulichen Lei­
stungen, der bei etwa 60 % des In­
vestitionsvolumens liegen dürfte, 
hinzuweisen. Vor allem aber geht 
es darum, auch auf dem Gebiet der 
Kommunikationstechnik nicht nur 
international wettbewerbsfähig zu 
bleiben, sondern die Spitzenposi­
tion auszubauen, die die deutsche 
Informationstechnologie zu verlie­
ren droht, wenn der Ausbau der 
Kommunikationsinfrastruktur wei­
ter behindert bleibt.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG
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ANALYSE DER STRUKTURELLEN ENTWICKLUNG DER
DEUTSCHEN WIRTSCHAFT
-  strukturbericht 1980 -

Die vom HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg im Aufträge des 
Bundesministeriums für Wirtschaft durchgeführte Analyse der strukturellen Ent­
wicklung der deutschen Wirtschaft liegt nunmehr vor. Dieser in der Öffentlichkeit 
bereits viel diskutierte ,,HWWA-Strukturbericht 1980“  besteht aus vier Einzel­
bänden.

-  Textband (312 Seiten mit Zusammenfassung) 
ISBN 3-87895-203-1 DM 45 ,-

-  Materialband 1: Methodische Anmerkungen 
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ISBN3-87895-204-X DM 30 ,-

-  Materialband 2; HWWA-Außenhandelsstrukturdaten 
ISBN 3-87895-205-8 DM 45 ,-

-  Ergänzungsband: Technologietransfer und deutsche 
Direktinvestitionen im Ausland 
ISBN 3-87895-206-6 DM 40,-

Bei geschlossener Abnahme aller vier Bände 
(ISBN 3-87895-207-4) beträgt der Gesamtpreis DM 125,-
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